
Landgericht Frankfurt am Main Frankfurt am Main, OÖ.OS.2015 
13. Zivilkammer 

Aktenzeichen: 2-13 S 97/12 
330 C 8/11 Amtsgericht Offenbach 
Es wird gebeten, bei alten Eingaben das 
vorstehende Aktenzeichen anzugeben 

Besch luss 

In dem Rechtsstreit 

Kläger und Berufungskläger 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanw, 

Geschäftszeichen: 

gegen I 

alle, mit Ausnahme des Klägers im Zeitpunkt der Rechtshängigkeit im GB eingetragenen 
Erbbauberechtigten Erbbauberechtigtengemeinschaft,' 

Beklagte und Berufungsbeklagte 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanw. 

Geschäftszeichen: 

hat das Landgericht Frankfurt am Main, 13. Zivifkammer, 

durch 

Vorsitzende Richterin am Landgericht Rodrian 

Beschluss volles Rubrum (EU_CB_QO.DOT) 
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Richterin am Landgericht Sparrer 
Richter am Landgericht Dr. Zschieschack ; 

am 06.08.2015 beschlossen: ; • 

Die Beklagten werden darauf hingewiesen, dass die Kammer ] 
beabsichtigt, die Berufung gem. § 522 Abs, 2 ZPO zurück- > 
zuweisen. 

Es besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 3 Wo- • 
chen, die Beklagten mögen binnen genannter Frist auch mit­
teilen, ob die Berufung zurückgenommen wird. ^ 

GRÜNDE: | 

i ; . : 
Mit der Anfechtungsklage begehrt der Kläger die Ungüitigerklärung der auf der Erbbau -
berechtigtenversammiung vom 11.12.2010zu den Tagesordnungspunkten 14.2 und 14.3 
gefassten Beschlüsse über die Wahl des Erbbauberechtigten in den 
Verwaltungsbeirat (TOP 14.2) und anschließend zum Vorsitzenden des Verwajtungsbei-
rates (TOP 14.13). ; 
Der Kläger hat behauptet, dass die Wahl des Eigentümers®öfiÖsÄ8> in den V^rwaltungs-
beirat zum einen nicht mit der erforderlichen Mehrheit zu Stande gekommen sei, da bei 
der Wahl Stimmen berücksichtigt worden seien, ohne dass eine entsprechende ordnungs­
gemäße Vollmacht erteilt und/oder vorgezeigt worden sei. Zum anderen entspräche die 
Wahl nicht ordnungsgemäßer Verwaltung, weil der Erbbauberechtigte®SBteSÄ8Äfc aufgrund 
seiner Beratertätigkeit für die damalige Hausverwaltung fotfltrfiyqpfe 
3S&$ädttf(^88£M&seIbst Teil der Verwaltung gewesen sei. Zum Dritten sei den Erbbau­
berechtigten in der Versammlung die Prüfung der Vollmachten durch Einsichtnahme ver­
wehrt worden. 

hat in seiner informatorischen Anhörung erklärt, als Berater freiberuflich für die 
l • 

Verwaltung bis zu ihrer Abberufung Ende des Jahres 2011 tätig gewesen zu sein. Er habe 
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1 ^ 3  

etwa 4 h pro Arbeitstag für die Verwaltung gearbeitet. Er habe dafür eine Pauschalvergü­
tung erhalten. Unstreitig war der Erbbauberechtigte fcßffiSSSSSÖ in dem Verwaltungsbüro in 
der Erbbauberechtigten Anlage tätig, er vertrat die Verwalterin gegenüber Dritten und hat­
te auch eine E-Mail Anschrift über die Verwalterin. ; 
Die Beklagten haben Unregelmäßigkeiten bei der Vollmachtsvorlage und-Prüfung bestrit­
ten. Sie meinen, dass angesichts der Wahl zum Verwaltungsbeiratsvorsitzenden, die nach 
dem Protokoll einstimmig erfolgt ist, was nach der Behauptung der Beklagten der Wahrheit 
entspricht, von einem Interessenkonflikt durch die Tätigkeit für die Verwaltung nicht aus­
gegangen werden könne. Überdies seiflflKKflKfifl nur freiberuflich tätig gewesen und kein 
Angestellter. • 
Eine Einsichtnahme in die Vollmachten sei während der Versammlung nicht verehrt wor­
den. Unstreitig wies der Geschäftsführer der Verwalterin den von dem Erbbauberechtigten 

an die Verwaltung herangetragenen Wunsch auf Einsicht in dje Voll­
machten und Prüfung der Vollmachten für die Versammlung vom 11.12.2010 mit E-Mail 
vom 8.12.2010 aus organisatorischen Gründen zurück. Insoweit wird auf die Anlage habe 
HRW 26, Bl. 105 d.A., Bezug genommen. i 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Tatbestand des angefochtenen Urteils ver­
wiesen. ; 
Das Amtsgericht hat die Beschlüsse der Wohnungserbbauberechtigtenversamrptung zu 
den Tagesordnungspunkten 14.2 und 14.3 für ungültig erklärt, weil die Wahl zum Mitglied 
des Verwaltungsbeirates nicht mit der erforderlichen Stimmenmehrheit erfolgt 3ei. Weil die 
Wahl zum Verwaltungsbeiratsmitglied ungültig sei, folge daraus die Ungültigkeit der Wahl 
zum Vorsitzenden des Verwaltungsbeirates, da diese ohne die vorangegangen  ̂Wahl in 
den Verwaitungsbeirat nicht möglich gewesen sei. 
Das Amtsgericht hat die Beschlüsse auch deshalb für ungültig gehalten, da sie;gegep § 1 
der Geschäftsordnung des Verwaltungsbeirates verstießen, der vorsieht, dass Verwal­
tungsbeiratesmitglieder weder bei der Erbbauberechtigtengemeinschaft noch bei der Ver­
waltung beschäftigt sein dürften. • 

Die Beklagten haben das Urteil mit trist- und formgerecht eingelegte Berufung angegriffen. 
Wiederholen im Wesentlichen ihr erstinstanzliches Vorbringen. 
Der Kläger verteidigt das erstinstanzliche Urteil. 
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Die Berufung hat keine Aussicht auf Erfolg. Die Rechtssache hat weder grundsätzliche 
Bedeutung noch erfordert sie zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheit­
lichen Rechtsprechung eine Entscheidung der Kammer aufgrund mündlicher Verhandlung. 

Dabei kann dahingestellt bleiben, ob und in welchem Maße Vollmachten vorgezeigt wur­
den oder nicht. • 

Denn die Beschlüsse sind bereits deshalb für ungültig zu erklären, weil die Wähl des Erb­
bauberechtigten nicht ordnungsgemäßer Verwaltung entsprochen hat. 

war als Berater der Verwalterin tätig. Diese Tätigkeit übte er in deren Räumen 
aus. Damit war er erkennbar in die Verwaltungstätigkeit integriert. ( 

Diese Tätigkeit schloss seine Wahl zum Verwaltungsbeiratsmitglied aus. Dabei kommt es 
nicht auf die Geschäftsordnung des Verwaitungsbeirates an, so dass es unerheblich ist, 
dass auf die Geschäftsordnung nicht bereits in der Anspruchsbegründung hingewiesen 
worden ist. 
Denn mit ausreichender Deutlichkeit hat der Kläger bereits in der Anspruchsbegründung 
auf den seiner Meinung nach bestehenden Interessenkonflikt aufgrund der Tätigkeit 
tfßKft für die Verwaltung hingewiesen. j 
Diese Bedenken häft das Berufungsgericht für durchschlagend. Denn das Amt des Ver­
walters und des Verwaltungsbeirates sind inkompatibel (Jennißen-Hogenschup:, WEG, § 
29 Rn. 11 ;Bärmann-Merle, WEG, § 29 Rnr 13 ), Denn Aufgabe des Verwaitungsbeirates 
ist es nämlich u.a., die Tätigkeit des Verwalters gemäß § 29 Abs. 3 WEG zu priifen. 
$££££&£& war zwar als freiberuflicher Berater kein leitender Angestellter des Verwalters, 
so dass der Beschluss nicht bereit deshalb nichtig wäre. ; 
Die interessenkollision liegt jedoch auf der Hand. Wenn ein Verwaltungsbetratsmitglied 
von dem Verwalter dafür bezahlt wird, dass dieses für ihn Verwaltungstätigkeit ausübt, 
fehlt es an der nötigen Distanz, um eine wirksame Kontrolle durchführen zu können. Denn 
dann müsste das Verwaitungsbeiratsmitglied das kontrollieren, was es selbst geraten oder 
ausgeführt hat. 

Weiterer Grund für eine Unwirksamkeit der angefochtenen Beschlüsse könnte hier, dies 
war in erster Instanz kein Thema des Rechtsstreits, auch ein formeller Mangel wegen der 
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Verweigerung der Einsicht in die Vollmachten sein. Insoweit wird auf die Entscheidung der 
Kammer in der Sache 2/13 S 35/13 vom 8.4.2015 verwiesen. 

Darauf kommt es aber letztlich ebenso wie auf die Frage, ob eine Stimmenmehrheit vorge­

legen hat oder nicht, nicht an, weil die Berufung berefts deshalb unbegründet ist, weil die 
Wahl (fiSSÄÄBSÄfc genügenden nicht ordnungsgemäßer Verwaltung entsprach., 

Aus diesen Gründen verspricht die Berufung keine Aussicht auf Erfolg. 

Rodrian Dr. Zschieschack 

Beglaubigt 
Frankfurt am Main, \ i WS. « 5  

mnelm, Justizfachangest 
als Urkundsbeamter der Geschäfts 

& 

- ' V .  
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